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Haushaltsstreit beigelegt: Hoffnung auf
Sommerpause für Berliner Politikbetrieb
Kevin Kühnert advises the traffic light coalition to take a

breather in the budget debate - Find out the latest details
and reactions.

„Kompromiss in Haushaltsdebatte –
Verhandlungen abgeschlossen, Zukunft
gesichert“

Die jüngste Einigung zwischen den politischen Spitzen der
Ampel-Koalition über den Haushaltsentwurf 2025 markiert einen
wichtigen Schritt in der politischen Landschaft Deutschlands.
SPD-Generalsekretär Kevin Kühnert hat dazu geraten, eine
Atempause zu nehmen, bevor konkrete Diskussionen über
etwaige Korrekturen am Haushalt starten. Diese Empfehlung soll
dem Berliner Politikbetrieb und der Öffentlichkeit die Möglichkeit
geben, sich auf eine kleine Sommerpause einzustimmen, bevor
die weiteren Schritte festgelegt werden.

Bundeskanzler Olaf Scholz, Wirtschaftsminister Robert Habeck
und Finanzminister Christian Lindner haben sich erfolgreich auf
Eckpunkte für den Bundeshaushalt 2025 verständigt. Diese
Vereinbarung sieht vor, dass die Schuldenbremse eingehalten
wird und eine Haushaltsnotlage aufgrund von Ausgaben für die
Ukraine nicht festgestellt wird, was insbesondere der FDP und
Finanzminister Lindner wichtig ist.

Ein kritischer Punkt innerhalb der Verhandlungen war die
Forderung von Verteidigungsminister Boris Pistorius nach einer
Aufstockung des Verteidigungsetats. Obwohl er lediglich eine



Erhöhung um 1,2 Milliarden Euro erreichen konnte, gibt es auch
innerhalb der Ampel-Koalition deutliche Kritik an dieser
Entscheidung. Der SPD-Haushaltsexperte Andreas Schwarz
fordert bereits deutliche Nachbesserungen im weiteren
parlamentarischen Verfahren.

Die Debatte um die Sicherheitslage Deutschlands bekommt
ebenfalls Raum, als Generalinspekteur Carsten Breuer betont,
dass angesichts der aktuellen Bedrohungslage eine Verstetigung
der Verteidigungsausgaben notwendig ist. Insbesondere die
Bedrohung durch Russland erfordert Maßnahmen für eine
effektive Abschreckung und Sicherstellung der
Verteidigungsfähigkeit.

Die Grünen hingegen fordern höhere Investitionen, insbesondere
für die Bahninfrastruktur. Sowohl Sven-Christian Kindler als auch
Andreas Audretsch betonen, dass Deutschland sich keine
Unterinvestition erlauben kann und alle Wege für mehr
Investitionen maximal ausgeschöpft werden müssen, um die
Bedrohungslagen zu bewältigen und den Wohlstand zu sichern.

Eine offene Debatte über den Stellenwert der Sicherheit und die
Finanzierung der Verteidigungsausgaben wird auch von
Christoph Heusgen, dem Chef der Münchner
Sicherheitskonferenz, gefordert. Es ist an der Zeit, darüber zu
diskutieren, wie viel Sicherheit Deutschland bereit ist zu
garantieren und welche Opfer gebracht werden müssen, um
langfristig die Verteidigungsfähigkeit zu sichern.
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